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2170

Satzung 
des Landschaftsverbandes Rheinland 
über die Heranziehung der örtlichen 

Träger der Sozialhilfe und der kreisangehörigen 
Gemeinden zur Durchführung von Aufgaben 

des überörtlichen Trägers der Sozialhilfe 
(Sozialhilfesatzung – SH-Satzung)

Vom 14. Januar 2005

Aufgrund des § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 Buchstabe d
der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 644)
in Verbindung mit § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des SGB XII für das Land Nordrhein-Westfalen
vom 16. Dezember 2004 (GV. NRW. S. 816), hat die Land-
schaftsversammlung des Landschaftsverbandes Rhein-
land am 14. Januar 2005 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Der überörtliche Träger der Sozialhilfe zieht die örtli-
chen Träger der Sozialhilfe und die kreisangehörigen
Gemeinden zur Durchführung der nachfolgenden Auf-
gaben heran, die ihm nach § 97 Zwölftes Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB XII) oder Landesrecht obliegen:

1. Die kreisfreien Städte, den Kreis Heinsberg und die
kreisangehörigen Gemeinden der übrigen Kreise

a) für die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Drit-
ten Kapitel SGB XII für Menschen mit Behinde-
rungen, die vom überörtlichen Träger der Sozial-
hilfe Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 der Verord-
nung zur Ausführung des SGB XII vom 16. De-
zember 2004 – AV-SGB XII – (GV. NRW. S. 816)
erhalten,

b) für Hilfen nach den §§ 63 bis 65 SGB XII für
Menschen mit Behinderungen, die vom überört-
lichen Träger der Sozialhilfe Leistungen nach § 2
Abs. 1 Nr. 2 AV-SGB XII erhalten,

2. die kreisfreien Städte, den Kreis Düren, den Rhein-
Erft-Kreis, den Kreis Euskirchen, den Kreis Heins-
berg, den Kreis Mettmann, den Oberbergischen Kreis,
den Rheinisch-Bergischen Kreis, den Rhein-Sieg-
Kreis, den Rhein-Kreis Neuss mit Ausnahme hin-
sichtlich der Stadt Neuss, den Kreis Viersen, die
kreisangehörigen Gemeinden der Kreise Aachen,
Kleve und Wesel sowie die Stadt Neuss 

a) für Hilfen zur Förderung der Verständigung mit
der Umwelt sowie Hilfen zur Inanspruchnahme
der Fahrdienste für Menschen mit Behinderun-
gen, die vom überörtlichen Träger der Sozialhilfe
Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 AV-SGB XII
erhalten,

b) für größere Hilfen bei der Beschaffung, Ausstat-
tung und Erhaltung einer Wohnung, die den be-
sonderen Bedürfnissen der behinderten Menschen
entspricht für Menschen mit Behinderungen, die
vom überörtlichen Träger der Sozialhilfe Leistun-
gen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 AV-SGB XII erhalten,

3. die kreisfreien Städte und Kreise 

a) für die Hilfe zur Pflege (§ 61 SGB XII),

b) für die Eingliederungshilfe in Sonderkindergärten
und integrativen Tagesstätten für Kinder,

c) für die Versorgung von behinderten Menschen mit
Körperersatzstücken, größeren orthopädischen
und größeren anderen Hilfsmitteln mit Ausnahme
der Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges
und von Gebrauchsgegenständen des täglichen
Lebens

– der überörtliche Träger der Sozialhilfe ent-
scheidet bei der Versorgung von Menschen mit
Behinderungen jedoch in jedem Falle selbst,
wenn der behinderte Mensch von ihm unmittel-
bar Hilfe in vollstationärer Form erhält –,

d) für die Hilfen nach dem Dritten bis Neunten Ka-
pitel SGB XII außerhalb einer teilstationären
oder stationären Einrichtung, wenn die Hilfe dazu
bestimmt ist, Nichtsesshafte sesshaft zu machen.

§ 2

Die örtlichen Träger der Sozialhilfe und die herange-
zogenen kreisangehörigen Gemeinden führen die ihnen
nach § 1 übertragenen Aufgaben im eigenen Namen
durch und machen die Ansprüche des überörtlichen
Trägers der Sozialhilfe gegen die Hilfeempfänger und
gegen Dritte geltend und setzen sie durch, ausgenommen
Schadensersatzansprüche im Rahmen der Hilfe zur
Pflege.

§ 3

Der überörtliche Träger der Sozialhilfe behält sich vor,
unbeschadet der in §§ 1, 2 getroffenen Regelungen im
Allgemeinen und im Einzelfall selbst tätig zu werden.

Der überörtliche Träger der Sozialhilfe kann eine
herangezogene Gebietskörperschaft mit ihrer Einwilli-
gung schriftlich ermächtigen, auch in anderen als den in
§ 1 genannten Fällen über Anträge auf Sozialhilfe in
eigenem Namen zu entscheiden.

§ 4

Die örtliche Zuständigkeit der herangezogenen Ge-
bietskörperschaften richtet sich nach § 98 SGB XII. Der
überörtliche Träger der Sozialhilfe entscheidet, wenn
sich die herangezogenen Gebietskörperschaften nicht
einigen können, wer örtlich zuständig ist.

§ 5

Der überörtliche Träger ist berechtigt, die Durchfüh-
rung der Aufgaben nach dieser Satzung unabhängig von
einer Rechnungsprüfung zu prüfen.

§ 6

Der überörtliche Träger der Sozialhilfe erstattet die
entstandenen Prozesskosten. Auf Antrag der herangezo-
genen Gebietskörperschaft leistet er Rechtsbeistand.

§ 7

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. Sie
löst die Satzung des Landschaftsverbandes Rheinland
über die Heranziehung der örtlichen Träger der Sozial-
hilfe zur Durchführung von Aufgaben des überörtlichen
Trägers der Sozialhilfe vom 18. Dezember 2003 (GV.
NRW. 2004 S. 25) ab.

Der Vorsitzende 
der Landschaftsversammlung Rheinland

Dr.  W i l h e l m

Schriftführer 
der Landschaftsversammlung Rheinland

M o l s b e r g e r

Die vorstehende Satzung des Landschaftsverbandes
Rheinland über die Heranziehung der örtlichen Träger
der Sozialhilfe und der kreisangehörigen Gemeinden zur
Durchführung von Aufgaben des überörtlichen Trägers
der Sozialhilfe (Sozialhilfesatzung – SH-Satzung) wird
gemäß § 6 Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung in der
z. Zt. geltenden Fassung bekannt gemacht.

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann
die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
der Landschaftsverbandsordnung gegen die Satzung
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
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– eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

– die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

– der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

– der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 14. Januar 2005

Der Direktor 
des Landschaftsverbandes Rheinland

M o l s b e r g e r

– GV. NRW. 2005 S. 20

223

Berichtigung 
der Verordnung zur Änderung 

von Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 
gemäß § 26 b SchVG 

Vom 17. Januar 2005

Die Verordnung zur Änderung von Ausbildungs- und
Prüfungsordnungen gemäß § 26 b SchVG vom 11. De-
zember 2004 (GV. NRW. S. 792) wird wie folgt berichtigt:

1. Artikel 1 Nr. 1 muss richtig lauten:

„1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) In der Zeile „§ 33 Aufgaben für die schriftliche
Prüfung“ werden nach dem Wort „Aufgaben“ die
Wörter „und Verfahren“ eingefügt.

b) Die Zeile „§ 40 Weitere Berechtigungen“ erhält
folgende Fassung:

„§ 40 Weitere Berechtigungen; Fachhochschul-
reife (schulischer Teil) nach Klasse 11“.

c) Vor der Zeile „§ 41 Wiederholung der Abitur-
prüfung“ wird folgende Zeile eingefügt:

„§ 40 a Fachhochschulreife (schulischer Teil) nach
Abschluss der Jahrgangsstufe 12“.

2. Der Änderungsbefehl in Artikel 3 Nr. 8 (zu § 43 
APO-WbK) muss richtig lauten:

„§ 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert:“.

– GV. NRW. 2005 S. 21

223

Verordnung 
über die Prüfung zum Hochschulzugang 

für in der beruflichen Bildung Qualifizierte 
(Zugangsprüfungsverordnung –

ZugangsprüfungsVO)

Vom 24. Januar 2005

Aufgrund des § 66 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hoch-

schulgesetz – HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 190),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. November 2004
(GV. NRW. S. 752), wird im Einvernehmen mit dem
Ministerium für Schule, Jugend und Kinder, dem Minis-
terium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie
sowie dem Justizministerium verordnet:

§ 1 

Zweck der Zugangsprüfung

Durch die Prüfung wird festgestellt, dass beruflich
qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber ohne Hoch-
schulreife gemäß § 66 Abs. 2 bis 4 Satz 1 HG die fach-
lichen und methodischen Voraussetzungen zum Studium
an Hochschulen erfüllen. 

§ 2 

Zugangsvoraussetzungen

(1) Zur Prüfung hat Zugang, wer

1. das 22. Lebensjahr vollendet,

2. eine Berufsausbildung abgeschlossen und

3. eine mindestens dreijährige berufliche Tätigkeit aus-
geübt hat.

Die selbstständige Führung eines Familienhaushalts
mit mindestens einer erziehungs- oder pflegebedürftigen
Person ist anderen Berufstätigkeiten gleichgestellt.

(2) Eine Berufsausbildung gemäß Absatz 1 wird nach-
gewiesen durch

1. das Zeugnis der Abschlussprüfung in einem nach
dem Berufsbildungsgesetz in der Bundesrepublik
Deutschland anerkannten oder als gleichwertig gere-
gelten Ausbildungsberuf,

2. das Zeugnis der Abschlussprüfung einer entsprechen-
den Ausbildung in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis oder

3. das Zeugnis der staatlichen Abschlussprüfung einer
schulischen Berufsausbildung, die durch Landesrecht
geregelt ist, oder

4. das Zeugnis der staatlichen Abschlussprüfung einer
Ausbildung nach den Bundesberufsgesetzen für die
nichtärztlichen Heilberufe.

§ 3 

Bewerbung und Zulassung

(1) Die Bewerbung ist unter Angabe des Studiengangs
und ggf. der Studienrichtung schriftlich an die Hoch-
schule zu richten. Mehrfachbewerbungen zum selben
Semester sind unzulässig. Die Nachweise gemäß § 2 sind
beizufügen.

(2) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet der
Prüfungsausschuss des jeweiligen Studienganges auf
der Grundlage der für diesen Studiengang geltenden
Prüfungsordnung. 

§ 4 

Leistungsbewertung und Zeugnis

(1) Die Prüfungsleistungen werden mit Noten bewer-
tet. Die Durchschnittsnote ist auf eine Dezimalstelle zu
errechnen.

(2) Über die bestandene Prüfung wird ein Zeugnis
ausgestellt, das die Durchschnittsnote enthält. Über eine
nicht bestandene Prüfung wird ein Bescheid mit Rechts-
behelfsbelehrung erteilt.

§ 5 

Zugangsberechtigung 
und Fortführung des Studiums

(1) Die bestandene Prüfung berechtigt studiengang-
bezogen zur Aufnahme des Studiums im ersten Fach-
semester an der jeweiligen Hochschule.
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(2) Studierende, denen die Hochschule anhand von
wenigstens der Hälfte aller in einem Studiengang
geforderten Studien- und Prüfungsleistungen den
erfolgreichen Studienverlauf bescheinigt hat, sind be-
rechtigt, ihr Studium in einem verwandten Studien-
gang sowie an einer anderen Hochschule desselben
Typs und auch dort in einem verwandten Studiengang
fortzusetzen. Das gilt auch für Bewerberinnen und Be-
werber, die das Studium an einer Hochschule in einem
anderen Land im Geltungsbereich des Hochschulrah-
mengesetzes als beruflich Qualifizierte aufgenommen
haben.

(3) Wer das Studium in den in § 6 genannten Stu-
diengängen aufgenommen hat, ist zur Fortführung des
Studiums im selben Studiengang an einer anderen
Hochschule berechtigt, wenn jeweils der Erste Ab-
schnitt der Ärztlichen bzw. Pharmazeutischen Prüfung
oder die Zahnärztliche Vorprüfung bestanden worden
ist.

§ 6

Besondere Bestimmungen für die
Studiengänge Medizin, 

Zahnmedizin und Pharmazie

(1) Zur Prüfung in den Studiengängen Medizin, Zahn-
medizin und Pharmazie hat abweichend von § 2 Abs. 1
Nr. 2 und 3 nur Zugang, wer

1. eine bundesrechtlich geregelte Ausbildung in einem
einschlägigen nichtärztlichen Heilberuf mit einer
Mindestausbildungsdauer von 24 Monaten erfolg-
reich abgeschlossen hat und

2. eine mindestens dreijährige Tätigkeit in diesem Beruf
nachweist. 

(2) Zugang zum Studiengang Zahnmedizin hat
auch, wer die berufliche Fortbildung zur Dentalhygie-
nikerin bzw. zum Dentalhygieniker erfolgreich absol-
viert hat.

(3) Die zulassungsrechtlichen Bestimmungen bleiben
hiervon unberührt.

§ 7

In-Kraft-Treten, 
Außer-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

(2) Zum selben Zeitpunkt treten außer Kraft:

1. die Verordnung über die Zulassung zur Einstufungs-
prüfung nach dem Universitätsgesetz (UG) vom
9. März 1994 (GV. NRW. S. 137),

2. die Verordnung über die Zulassung zur Einstufungs-
prüfung nach dem Fachhochschulgesetz (FHG) vom
9. März 1994 (GV. NRW. S. 136).

(3) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2010 außer Kraft.

Düsseldorf, den 24. Januar 2005

Die Ministerin 
für Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Hannelore  K r a f t

– GV. NRW. 2005 S. 21

7131

Verordnung 
über die Akkreditierung und Benennung 

zugelassener Überwachungsstellen 
(ZÜSV NRW)

Vom 18. Januar 2005

Aufgrund des § 17 Abs. 4 des Gesetzes über technische
Arbeitsmittel und Verbraucherprodukte (Geräte- und
Produktsicherheitsgesetz – GPSG) vom 6. Januar 2004
(BGBl. I S. 2) wird verordnet:

§ 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für die Akkreditierung und
Benennung zugelassener Überwachungsstellen und re-
gelt Verpflichtungen der zugelassenen Überwachungs-
stellen.

§ 2

Akkreditierungsverfahren und Benennung

Akkreditierung und Benennung sind schriftlich bei
der Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik
(ZLS) zu beantragen. Sie sind auf höchstens fünf Jahre
zu befristen.

§ 3

Verpflichtungen der 
zugelassenen Überwachungsstelle

(1) Die zugelassene Überwachungsstelle führt als
Prüfstelle im Sinne des § 17 Abs. 5 S. 1 GPSG eine Anla-
gendatei, welche mindestens die Daten enthält, die von
der zuständigen obersten Landesbehörde im Ministerial-
blatt Nordrhein-Westfalen bekannt gemacht worden
sind.

(2) Die zugelassene Überwachungsstelle stellt den
nach § 15 GPSG zuständigen Behörden (Aufsichtsbehör-
den) die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforder-
lichen Informationen zur Verfügung. Bei der Übermitt-
lung der Daten ist von der zugelassenen Überwachungs-
stelle sicherzustellen, dass ein Zugriff Dritter auf die
übermittelten Daten ausgeschlossen ist.

(3) Auf Anfrage einer Aufsichtsbehörde hat die zuge-
lassene Überwachungsstelle anhand ihrer Anlagendatei
Anlagenrecherchen durchzuführen und der Aufsichtsbe-
hörde die erbetenen Daten in einem von der Aufsichts-
behörde bestimmten Format an Werktagen innerhalb
von vierundzwanzig Stunden, im Übrigen möglichst
zeitnah zu übermitteln.

(4) Die zugelassene Überwachungsstelle hat die frist-
gemäße Veranlassung der wiederkehrenden Prüfung im
Sinnes des § 15 der Betriebssicherheitsverordnung zu
kontrollieren. Sie ist verpflichtet, bei festgestellten
sicherheitsbedingten Mängeln dem Anlagenbetreiber
eine angemessene Frist zur Beseitigung zu setzen. Stellt
sie fest, dass die Prüffrist um mehr als drei Monate über-
schritten ist oder Mängel nicht oder nicht vollständig
abgestellt wurden, unterrichtet sie die zuständige Auf-
sichtsbehörde. 

(5) Beabsichtigt die zugelassene Überwachungsstelle
ihre Tätigkeit in Nordrhein-Westfalen einzustellen, ist
die zuständige oberste Landesbehörde drei Monate vor
dem geplanten Einstellungstermin hierüber in Kenntnis
zu setzen. Die Anlagendatei mit den anlagenspezifischen
Daten und den Prüffristen ist der Landesanstalt für
Arbeitsschutz in Nordrhein-Westfalen in elektronischer
Form zu übersenden.

(6) Die zugelassene Überwachungsstelle hat für
jedes Kalenderjahr die aus dem Anhang zu dieser Ver-
ordnung ersichtlichen Angaben zusammenzustellen
und der zuständigen obersten Landesbehörde mit Ab-
lauf des Monats Juni des darauffolgenden Jahres zu
übermitteln.
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(7) Die zugelassene Überwachungsstelle hat die
Kosten zu tragen, die ihr bei Erfüllung der Pflichten aus
dieser Verordnung entstehen.

§ 4

In-Kraft-Treten 
und Außer-Kraft-Treten

Die Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft und mit
Ablauf des 31. Dezember 2010 außer Kraft.

Anhang

zu § 3 Abs. 6 der 
ordnungsbehördlichen Verordnung 

über die Akkreditierung und
Benennung zugelassener Überwachungsstellen 

(ZÜSV NRW)

A. Angaben über Anlagenarten 

1. Druckgeräte und einfache Druckbehälter mit der
Unterteilung der Anlagengruppen in:

a) Dampfkesselanlagen

b) Druckbehälteranlagen außer Dampfkesselanlagen

c) Füllanlagen

d) Leitungen unter innerem Überdruck.

2. Aufzugsanlagen 

a) Aufzüge im Sinne der Richtlinie 95/16/EG

b) Maschinen i. S. d. Anh. IV A Nr. 16  der Richtlinie
98/37/EG.

3. Ex-Anlagen und Anlagen für entzündliche, leicht
entzündliche oder hoch entzündliche Flüssigkeiten:

a) Lageranlagen mit einem Gesamtinhalt von
> 10.000 Litern

b) Füllstellen mit einer Umschlagskapazität von
> 1.000 Litern je Stunde

c) Tankstellen einschl. Flugfeldbetankungsanlagen

d) Entleerstellen mit einer Umschlagskapazität von
> 1.000 Litern je Stunde.

B. Zu jeder der unter A. genannten Anlagenarten sind
zusätzlich folgende Angaben zu übermitteln:

1. Anzahl der eingesetzten Prüfer

2. Anzahl der Prüfungen vor Inbetriebnahme

3. Anzahl der Prüfungen nach wesentlichen Verände-
rungen

4. Anzahl der Prüfungen nach Änderung einer Anlage

5. Anzahl der wiederkehrenden Prüfungen

6. Anzahl der Stellungnahmen zu Erlaubnisanträgen

Hinweis zu A. und B.: Die Angaben können in Tabellen-
form dargestellt werden. Im Falle von besonderen Vor-
kommnissen oder außergewöhnlichen Prüfverfahren ist
eine kurze Erläuterung im Freitext hinzuzufügen.

Düsseldorf, den 18. Januar 2005

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k
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Der Minister 
für Wirtschaft und Arbeit

Harald  S c h a r t a u

Die Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Bärbel  H ö h n

Für den Minister 
für Verkehr, Energie und Landesplanung

Die Ministerin 
für Schule, Jugend und Kinder

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2005 S. 22
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Änderung der Satzung 
für den Wasserverband Eifel-Rur

Vom 13. Dezember 2004

Die Verbandsversammlung hat aufgrund der §§ 10
Abs. 1, 11 und 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Wasser-
verband Eifel-Rur (Eifel-Rur-Verbandsgesetz – Eifel-
RurVG –) vom 7. Februar 1990 (GV. NRW. S. 106), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2003 (GV.
NRW. S. 808), am 13. Dezember 2004 beschlossen, die
Satzung des Wasserverbandes Eifel-Rur vom 4. Oktober
1993 (GV. NRW. S. 976), zuletzt geändert durch Be-
schluss der Verbandsversammlung vom 11. Juni 2003
(GV. NRW. S. 516), wie folgt zu ändern:

1. Der erste Spiegelstrich des § 8 wird wie folgt geän-
dert:

„– für Kreditaufnahmen über 15 Mio. ¤“.

2. Die Überschrift zu § 16 wird wie folgt gefasst:

„In-Kraft-Treten“.

Diese Satzungsänderung tritt am Tage nach der Be-
kanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das
Land Nordrhein-Westfalen in Kraft.

I. Bekanntmachungsanordnung

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften des Eifel-RurVG
gegen die Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden
kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Vorstand hat den Beschluss der Verbandsver-
sammlung vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Verband vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Die vorstehende, mit Erlass des Ministeriums für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 13. Januar
2005, Az.: IV – 6 – 5.9.03 –, gemäß § 11 Abs. 2 Eifel-
RurVG genehmigte Satzung sowie der Hinweis nach § 11
Abs. 5 werden hiermit gemäß § 11 Abs. 4 Eifel-RurVG
bekannt gemacht.
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Düren, den 18. Januar 2005

Wasserverband Eifel-Rur

Der Vorstand

Dr.-Ing. Wolfgang  F i r k

Genehmigung

Gemäß § 11 Abs. 2 des Gesetzes über den Wasserver-
band Eifel-Rur (Eifel-Rur-Verbandsgesetz – Eifel-
RurVG –) vom 7. Februar 1990 (GV. NRW. S. 106), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2003 (GV.
NRW. S. 808), genehmige ich die von der Verbandsver-
sammlung des Wasserverbandes Eifel-Rur am 13. De-
zember 2004 unter TOP 9 beschlossene „Änderung des
§ 8 der Satzung des Wasserverbandes Eifel-Rur“ für den
Wasserverband Eifel-Rur.

Düsseldorf, den 13. Januar 2005 

Ministerium 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

V a l e n t i

– GV. NRW. 2005 S. 23
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Änderung der Satzung 
für den Niersverband

Vom 16. Dezember 2004

Die Verbandsversammlung hat aufgrund des § 10
Abs. 1 in Verbindung mit den §§ 11 und 14 Abs. 1 des
Gesetzes über den Niersverband (Niersverbandsgesetz –
NiersVG) vom 15. Dezember 1992 (GV. NRW. 1993 S. 8),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2003
(GV. NRW. S. 808), am 16. Dezember 2004 beschlossen,
die Satzung des Niersverbandes vom 8. September 1994
(GV. NRW. S. 978, ber. S. 1070), zuletzt geändert durch
Beschluss der Verbandsversammlung vom 3. Juli 2003
(GV. NRW. S. 604), wie folgt zu ändern:

1. § 4 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt gefaßt:

„(1) Die Mitglieder, die Abwasser ableiten, haben
dies dem Verband an einem Punkt zur Abwasserbe-
handlung (Übergabepunkt I) zu übergeben, an dem
eine Kläranlage für diese Mitglieder nach dem Stand
der Technik auf hierfür geeignetem Gelände zweck-
mäßigerweise errichtet oder erweitert werden könnte
und das Abwasser mit ausreichender Höhe in ein
hierfür geeignetes Gewässer unmittelbar abgeleitet
werden kann.

Die Mitglieder, die Abwasser aus mischkanalisierten
Gebieten ableiten, haben dies dem Verband an Punk-
ten zur Niederschlagswasserbehandlung (Übergabe-
punkt II) zu übergeben, an denen der Verband eine
Niederschlagswasserbehandlungsanlage (NWBA) für
diese Mitglieder nach dem Stand der Technik auf
hierfür geeignetem Gelände zweckmäßigerweise er-
richtet oder erweitert und das Abwasser mit ausrei-
chender Höhe in ein hierfür geeignetes Gewässer un-
mittelbar abgeleitet werden kann. Wenn sich die
NWBA nicht im örtlichen und verfahrenstechnischen
Zusammenhang mit einer Kläranlage befindet oder
das Abwasser nicht unmittelbar eingeleitet werden
kann, übergibt der Verband das Abwasser wieder an
die Gemeinde zur Fortleitung.“

2. § 26 der Satzung erhält die folgende Fassung:

„(1) Aufwendungen für Verbandsanlagen und -maß-
nahmen, aus denen einzelnen Mitgliedern ein Son-
dervorteil erwächst oder die in besonderen Verhält-
nissen eines dieser Mitglieder ihren Grund finden,
werden auf diese Mitglieder umgelegt (Sonderbei-
träge: S-Beiträge). § 23 Abs. 7 der Satzung bleibt
unberührt.

(2) Die Aufwendungen für Auftragsmaßnahmen im
Sinne von § 2 Abs. 4 NiersVG werden nicht im Wege
der Veranlagung eingezogen, sondern von den Auf-
traggebern aufgrund eines mit ihnen abzuschließen-
den privatrechtlichen Vertrages ersetzt.“

Diese Satzungsänderung tritt am Tage nach der Be-
kanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das
Land Nordrhein-Westfalen in Kraft.

Hinweis:

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
des NiersVG kann gegen diese Satzungsänderung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden,

c) der Vorstand hat den Beschluß der Verbandsver-
sammlung vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Verband vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Die vorstehende, mit Erlaß des Ministeriums für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 11. Januar
2005 – IV – 5.6.03 – gemäß § 11 Abs. 2 NiersVG geneh-
migte Satzungsänderung sowie der Hinweis nach § 11
Abs. 5 NiersVG werden hiermit gemäß § 11 Abs. 4
NiersVG bekanntgemacht.

Viersen, den 18. Januar 2005

Niersverband

Der Vorstand

Professor  M e l s a

– GV. NRW. 2005 S. 24
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Verordnung 
über die Festsetzung der Umlage der 

Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
für das Haushaltsjahr 2005

Vom 29. Dezember 2004

Aufgrund des § 2 Abs. 1 des Umlagegesetzes vom
17. Juli 1951 (GV. NRW. S. 87), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 18. Mai 2004 (GV. NRW. S. 248), wird ver-
ordnet:

§ 1

Für die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen
wird die Umlage für das Haushaltsjahr 2005 entspre-
chend dem Beschluss der Hauptversammlung der Land-
wirtschaftskammer vom 6. Dezember 2004 auf 6,50 vom
Tausend des Einheitswertes festgesetzt.
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§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2005 in Kraft.

Düsseldorf, den 29. Dezember 2004

Die Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Bärbel  H ö h n

– GV. NRW. 2005 S. 24

Hinweis für die Bezieher
des Gesetz- und Verordnungsblattes
für das Land Nordrhein-Westfalen

Betrifft: Einbanddeckem zum Gesetz- und Verordnungs-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen
– Jahrgang 2004 –

Der Verlag bereitet für den Jahrgang 2004 Einbandde-
cken für einen Band vor zum Preis von 12,00 Euro zu-
züglich Versandkosten.

In diesem Betrag sind 16 % Mehrwertsteuer enthalten.
Bei Bestellung mehrerer Exemplare vermindern sich die
Versandkosten entsprechend. Von der Voreinsendung des
Betrages bitten wir abzusehen.

Bestellungen werden bis zum 1. März 2005 unter An-
gabe der Kundennummer an den Verlag erbeten.

– GV. NRW. 2005 S. 25
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